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Zürich, 9. Juli 2020 
 
 
Vernehmlassung zur Revision des Energiegesetzes (Fördermassnahmen ab 2023) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für Ihr E-Mail vom 3. April 2020 und für die Gelegenheit zur Teilnahme an der Ver-
nehmlassung zum Energiegesetz. 
 
Unsere Interessengemeinschaft der energieintensiven Basisindustrien unseres Landes repräsentiert 
rund fünf Prozent des schweizerischen Strom- und ca. sechs Prozent des Gasendverbrauchs und organi-
siert jene Branchen und Betriebe, bei welchen der Energiekostenanteil gemessen an der Bruttowert-
schöpfung besonders hoch und die Stromendpreise im internationalen Standortwettbewerb dement-
sprechend existentielle Bedeutung haben. In der IGEB sind die Branchenverbände der Papier/Karton 
/Folien-, Glas-, Ziegel-, Zement-, Giesserei-Industrie, sowie Einzelbetriebe der Stahl-, Chemie-, Holzfa-
ser- und Gasindustrie vereinigt. 
 
Allgemeine Bemerkungen 
Die IGEB begrüsst es, dass der Bundesrat auf einen wettbewerbsorientierten Ansatz bei der Förderung 
von erneuerbaren Energien eingeschwenkt ist. Der ursprünglich eingeschlagene Weg über die kosten-
deckende Einspeisevergütung (KEV) zieht weiterhin teure Folgekosten nach sich. Die Richtung hin zu 
einmaligen Investitionsbeiträgen und Auktionen bei PV-Anlagen ist eine Verbesserung. 
 
Die IGEB erachtet es als positiv, dass der Zuschlag auf dem Übertragungsnetz nicht erhöht werden soll. 
Dies ist jedoch ein fragiles Versprechen, da die Begehrlichkeiten für mehr Subventionen ansteigen, so-
bald sich zeigen sollte, dass die nun im Gesetz als verbindlich erklärten Ziele nicht erreicht werden. Art. 
55 Abs. 3 spurt den Weg für weitere Massnahmen und deren Kostenfolge bereits vor. 
 
Die Erwartungen der Energiefirmen auf eine gesetzlich legitimierte Umverteilung von Endkunden zu 
Produzenten zur Absicherung der eigenen Rendite, zementieren der empfohlene Ausbau der Förderung 
der Wasserkraft und die Verlängerung der Förderung um fünf Jahre. Produzenten wollen dank grosszü-
gigen Subventionen möglichst kurzfristig und «planungssicher» Gewinne realisieren. Sie wollen kein 
unternehmerisches Risiko eingehen. 
 
Die Frage der kurz-, mittel-, und langfristigen Speicherung der Stromüberschüsse, die v.a. bei der ge-
planten und sich abzeichnenden starken Zunahme von Solarstrom relevant wird, ist nicht geregelt. 
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Ebenfalls ist die Frage ungeklärt, wie die Zunahme des Strombedarfs aufgrund der Elektrifizierung von 
Mobilität und Gebäuden gedeckt werden kann. 
 
Weiter ist nicht sichtbar, wie die Versorgung im Winter bei wegfallender Kernenergie gesichert ist.  
 
Ebenfalls werden grosse Erfolge bei der Effizienzverbesserung erzielt, welche die Wirtschaft mit kleinen 
Anreizen bzw. ganz in Eigenverantwortung erbringt. Die Wirtschaftlichkeit und Freiwilligkeit der Mass-
nahmen sollen aufgrund dessen fortgesetzt werden. 
 
Schliesslich werden die bisherigen Richtwerte mit der vorgeschlagenen Revision des Energiegesetzes 
durch Zielwerte ersetzt und für 2050 ergänzt. Da aber niemand zur Verantwortung gezogen wird, wenn 
die Vorgaben nicht erfüllt werden, ist die formelle Umbenennung von Richtwerten in Zielwerte für uns 
ohne grosse Relevanz.  
 
 
Neuanlagen 
Wie aus dem Bericht zu lesen ist, soll bis zum Ende der Förderung für Neuanlagen im Jahr 2035 rund 13 
TWh mit PV produziert werden, sofern ab 2022 jährlich rund 700MWp gebaut werden. Als Zielwert für 
alle erneuerbaren Energien sollen es bis im Jahr 2035 insgesamt mind. 11'400 TWh sein. Die IGEB findet 
es nicht notwendig, den PV-Ausbau so stark zu fördern, da ebenfalls Windenergie und Biomasse für 
dieses Ziel Beiträge leisten sollten. 
 
Es ist wichtig, dass die Anlagen gefördert werden, die ein ausgeglicheneres Produktionsprofil aufweisen, 
d.h. besser auf die Vormittags- und Nachmittagsproduktion und die Winterproduktion ausgerichtet 
sind. 
 
 

 
Grafik 1: Aufteilung der Stromproduktion gemäss bisheriger Förderung (blau) und mit optimierter Ausrichtung der 
Paneele für Winterstromproduktion (rot) gemäss BFE-Studie Winterstrom Schweiz 

 
Das Potenzial für PV in der Schweiz wird gemäss Studie «Winterstrom Schweiz» (14. August 2019, BFE / 
Basler & Hofmann) auf 30 TWh geschätzt. Der Importbedarf im Winter würde auch bei einem so gros-
sen Ausbau bestehen bleiben. Im Sommer hingegen würden die Produktionsüberschüsse weiter zu-
nehmen. Höchst interessant wäre eine Forderung jener PV-Anlagen, die auf Winterstromproduktion 
optimiert sind.  
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Zubauziele für die Wasserkraft 
Vom BFE wurde das Potenzial für die Wasserkraft 2019 neu evaluiert. Dabei resultierte, dass dieses 
unter Einbezug von neuen Stauseen, die im Vorfeld von schmelzenden Gletschern gebaut werden kön-
nen, etwa 2.3 TWh beträgt: 
 

 
Tabelle 1: Wasserkraftpotenzial gemäss BFE-Prognose 2012 und 2019 

 
In Art. 2 Abs. 2 rev. EnG werden Produktionsziele von 37.4 TWh bis 2035 und 38.6 TWh bis 2050 ge-
nannt. Der Mittelwert von 2000-2018 für die Produktion aus Wasserkraft nach Abzug von 2.6 TWh für 
Pumpspeicher beträgt 34.5 TWh. Demnach sollen gemäss Gesetzvorlage bis 2035 knapp 3 TWh und bis 
2050 gut 5 TWh zugebaut werden. 
 
Die Potenzialstudien des BFE zeigen ganz andere Zahlen. Die IGEB bezweifelt, ob dieser Widerspruch 
mit der vorgeschlagene Verdoppelung der Unterstützung (Abgabeerhöhung von 0.1 auf 0.2 Rp./kWh) 
für die Grosswasserkraft aus der Welt geschaffen werden kann. Die uns bekannten zwei Speichersee-
Grossprojekte von nationaler Bedeutung Trift und Chlus sollen gemäss Angaben der Projektorganisatio-
nen 145 resp. 237 GWh produzieren. Es braucht also noch 10-20 Projekte in dieser Grösse, um die Ziele 
zu erreichen. Die IGEB ist klar der Meinung, dass jene Projekte unterstützt werden, bei denen die 
Standortkantone bei den Wasserzinsen deutlich entgegenkommen. Weiter ist es für uns sachgerecht, 
dass gewisse Anlagen, die für sich alleine einen grossen Beitrag an die Erreichung der Ausbauziele leis-
ten können, auch für den Ausbau der Winterproduktion von Bedeutung sind. 
 
Weiter ist es für uns in Ordnung, die Anlagen, die einen grossen Beitrag an die Erreichung der Ausbau-
ziele leisten können, auch für den Ausbau der Winterproduktion zu bevorzugen. 
 
Fazit 

• Die IGEB hält die Anbindung an den Energiebinnenmarkt der EU mit einem Stromabkommen für 
ein strategisch zentrales Element der zukünftigen Versorgungssicherheit und unterstützt die 
Weiterentwicklung der Energieversorgung. 
 

• Es ist nicht erstrebenswert, bis 2035 eine PV-Produktionskapazität von 13 TWh zu erreichen 
ohne die Speicherthematik anzugehen und zu lösen.  
 

• Die PV die auf Winterstrom optimiert ist, soll gefördert werden.  
 

• Die Zielvorgabe für die Wasserkraft ist unklar. Die IGEB wünscht die Offenlegung der Annahmen 
und eine Erklärung, wie sich die Zielvorgabe im Energiegesetz mit der vom BFE 2019 evaluierten 
Potenzial vereinbaren lässt.  

 

• Der Importbedarf im Winter steigt von 3.6 auf 4.5 TWh, wenn man die Zielwerte 2050 gemäss 
der Energievorlage erreicht. Gleichzeitig steigt der Exportüberschuss im Sommer von 4.8 auf 8.6 
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TWh. Dabei ist eine allfällige Änderung beim Stromverbrauch (z.B. Effizienzverbesserungen, 
Strukturwandel in der Industrie, Verbrauchszunahme infolge der Bevölkerungsentwicklung, Di-
gitalisierung, etc.) nicht eingerechnet. Die IGEB wünscht sich eine aktuelle Einschätzung über 
die erwartete Entwicklung des Stromverbrauchs. 

 
 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Meinungsäusserung und empfehlen Ihnen unsere Bemerkun-
gen und Positionen zur Berücksichtigung bei der weiteren Behandlung dieses Geschäfts. 
 
 
 
Freundliche Grüsse 
 

                                             
Frank R. Ruepp                                                                       Carla Hirschburger 
Präsident                                                                                 Geschäftsführerin 

 


